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AMTSBLATT 
der Stadt Rhede 
Herausgeber: Der Bürgermeister der Stadt Rhede 

 

 
17. Jahrgang Ausgabe 9/2020 Rhede, 03.04.2020 

 
 
Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt Rhede, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrie-
ben sind, werden im „Amtsblatt der Stadt Rhede“ vollzogen. Das Amtsblatt erscheint bei Be-
darf. Auf sein Erscheinen soll jeweils in der Tageszeitung Bocholter-Borkener Volksblatt hin-
gewiesen werden (§ 16 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Rhede). 
• Das Amtsblatt liegt am Eingang des Rathauses (Eingang Rathausplatz) zur kostenlosen 

Mitnahme aus, da das Rathaus auf Grund der Maßnahmen zur Verhütung der Weiterver-
breitung von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen derzeit nicht öffentlich zugänglich ist. 

• Einzellieferung oder Dauerbezug erfolgen kostenlos durch die Stadtverwaltung Rhede 
- Ratsbüro -, Rathausplatz 9, 46414 Rhede, Tel. 02872/930-0, E-Mail: info@rhede.de 

• Im Internet steht das Amtsblatt unter www.rhede.de/Amtsblatt zur Verfügung. Dort besteht 
auch die Möglichkeit, den kostenlosen E-Mail-Newsletter zu bestellen, mit dem der Abon-
nent auf neu erschienene Amtsblätter automatisch hingewiesen wird. 
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Bekanntmachung 
der Allgemeinverfügung Nr. 7 über den 

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten beim Menschen 

(Infektionsschutzgesetz – IfSG) 
 
Gem. §§ 16 Abs. 1 Satz 1, 28 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektions-
schutzgesetz-IfSG) ergeht zur Verhütung der Weiterverbreitung von 
SARS-CoV-2 Virus-Infektionen und in Umsetzung der aufsichtlichen 
Weisung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des  
Landes NRW vom 01.04.2020 folgende 
 

Allgemeinverfügung 
 

1. Die Allgemeinverfügung Nr. 2 über den Vollzug des Gesetzes zur 
Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Men-
schen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) der Stadt Rhede vom 
18.03.2020 wird aufgehoben. 
 

2. Die Allgemeinverfügung Nr. 6 über den Vollzug des Gesetzes zur 
Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Men-
schen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) der Stadt Rhede vom 
23.03.2020 wird aufgehoben. 

 
3. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der der öffentlichen 

Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Rhede in Kraft. 
 

4. Auf die Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronaschutzverordnung – 
CoronaSchVO) vom 22.03.2020, zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung zur Änderung der Verordnung zum Schutz vor Neu-
infizierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vom 30.03.2020, 
wird hingewiesen. 
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Begründung: 
Die Sachverhalte, die in den unter Ziff. 1 bis 2 bezeichneten Allgemein-
verfügungen geregelt sind, werden auch durch die am 23.03.2020 in 
Kraft getretene Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 (CoronaSchVO) des Ministers für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales vom 22.03.2020 (in der Fassung der Änderungs-
verordnung vom 30.03.2020) geregelt. Um eine einheitliche Rechtslage 
zu erreichen, werden die genannten Regelungen der Allgemein-
verfügungen mit deckungsgleichen oder überschneidenden Regelungs-
bereichen aufgehoben. 
 
Auch wenn § 13 der CoronaSchVO den Vorrang für die Regelungen der 
CoronaSchVO vorsieht, dient eine solche Bereinigung der örtlichen 
Rechtslage der Klarheit der Regelungsinhalte und Stärkung der Appell-
funktion der CoronaSchVO. Dies ist aus Gründen des weiterhin erforder-
lichen konsequenten Kontaktminimierungsgebotes geboten.  
 
Rhede, 03.04.2020 
 
 
Bernsmann 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung 
der Allgemeinverfügung Nr. 8 zur Änderung der  

Allgemeinverfügung Nr. 4 vom 19.03.2020 
über den Vollzug des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von 

Infektionskrankheiten beim Menschen  
(Infektionsschutzgesetz – IfSG) 

in allen öffentlichen Schulen, Ersatzschulen und 
Ergänzungsschulen im Sinne des Schulgesetzes (SchulG) 

 
Gem. §§ 16 Abs. 1 Satz 1, 28 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektions-
schutzgesetz-IfSG) ergeht zur Verhütung der Weiterverbreitung von 
SARS-CoV-2 Virus-Infektionen und in Umsetzung der aufsichtlichen 
Weisungen des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des 
Landes NRW vom 13.03.2020 und 27.03.2020 folgende 
 

Allgemeinverfügung zur Änderung der Allgemeinverfügung Nr. 4 
vom 19.03.2020 

 
1. Ziff. 2 der Allgemeinverfügung Nr. 4 vom 19.03.2020 wird geändert 

und wie folgt neu gefasst: 
 

„Von der Schließung der Schulen nach Ziff. 1 sind ausgenommen: 
a. Betreuungsbedürftige Schülerinnen und Schüler in der 

Regel der Jahrgangsstufen 1 bis 6, für die eine gemäß 
den Erlassen (bezeichnet als „SchulMail“) des  
Ministeriums für Schule und Bildung angeordnete Vor-Ort-
Betreuung (Notbetreuung) in den Schulräumlichkeiten  
sichergestellt werden muss, sofern eine private Betreuung 
insbesondere durch Familienangehörige oder die  
Ermöglichung flexibler Arbeitszeiten oder Arbeits-
gestaltung (z.B. Home-Office) nicht gewährleistet werden 
kann, und die zur Vor-Ort-Betreuung erforderlichen Lehr-
kräfte und sonstigen Kräfte sowie 

b. Dienstkräfte der jeweiligen Schule zur Wahrnehmung 
dringend erforderlicher Dienstgeschäfte (Abnahme von 
Prüfungen, Dienstbesprechungen). 

 
Betreuungsbedürftig im Sinne von Buchstabe a.) ist, wer der  
Personensorge mindestens einer Person unterliegt, die der  
„Leitlinie zur Bestimmung des Personals kritischer Infrastrukturen“ 
des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales unterfällt und 
in ihrem jeweiligen Tätigkeitsbereich unabkömmlich ist.“ 
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2. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der der öffentlichen 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Rhede in Kraft und gilt 
zunächst bis zum 19.04.2020. 
 

Diese Allgemeinverfügung ist aufgrund von § 80 Abs. 2 Nr. 3 Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) i.V.m. §§ 28 Abs. 3, 16 Abs. 8 IfSG sofort 
vollziehbar. 
 
Begründung: 
Mit der Neufassung der Ziff. 2 der Allgemeinverfügung Nr. 4 vom 
19.03.2020 wird sichergestellt, dass eine Notbetreuung von Kindern  
einer Schlüsselperson auf Grundlage der „Leitlinie zur Bestimmung des 
Personals kritischer Infrastrukturen“ ab sofort auch am Wochenende und 
während der gesamten Osterferien sichergestellt werden kann. 
 
Wegen der weiteren Begründung wird auf die Begründung in der  
Allgemeinverfügung Nr. 4 vom 19.03.2020 verwiesen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach  
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungs-
gericht Münster, Manfred-von-Richthofenstr. 8, 48145 Münster, schriftlich 
oder mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle einzureichen. 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen  
Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben  
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch 
das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten  
elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren  
Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die 
für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmen-
bedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung 
über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechts-
verkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach 
(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 
2017 (BGBI. I S. 3803). 
 
Rhede, 03.04.2020 
 
 
Bernsmann 
Bürgermeister 
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